Betriebsaufgabe


Überblick

Die Betriebsaufgabe ist die Beendigung der wirtschaftlichen Tätigkeit eines Gewerbebetriebs dergestalt, dass alle dem Betrieb dienenden Wirtschaftsgüter veräußert oder in das Privatvermögen überführt werden. Der Gewerbebetrieb als solches wird aufgelöst.

Steuerlich werden Betriebsaufgaben unter bestimmten Voraussetzungen begünstigt, da es durchaus zu Härten durch zusammengeballte Gewinnrealisierung kommen kann. Die Betriebsaufgabe und die Betriebsveräußerung werden steuerlich gleich behandelt.

Allgemeines zur Beendigung des Betriebs

Eine Betriebsaufgabe erfordert eine Willensentscheidung oder Handlung des Inhabers, die darauf gerichtet ist, den Betrieb als selbständigen Organismus nicht mehr in seiner bisherigen Form bestehen zu lassen. Es ist keine Voraussetzung, dass der Unternehmer künftig keinerlei unternehmerische Tätigkeit mehr ausübt.

Eine steuerlich begünstigte Betriebsaufgabe liegt vor, wenn innerhalb kurzer Zeit und damit in einem einheitlichen Vorgang (dieser Zeitraum darf nicht zu eng gefasst werden und kann bis zu 36 Monate dauern) alle wesentlichen Betriebsgrundlagen veräußert oder in das Privatvermögen überführt werden. Der Zeitraum für die Betriebsaufgabe endet mit der Veräußerung der letzten wesentlichen Betriebsgrundlage bzw. mit deren Überführung in das Privatvermögen.

Bei einer Betriebsaufspaltung kann eine Betriebsaufgabe vorliegen, wenn es bspw. durch Übertragung der Gesellschaftsanteile an der Betriebs-GmbH zum Wegfall der personellen Verflechtung kommt.

Eine Betriebsaufgabe liegt nicht vor, wenn

1. Wirtschaftsgüter nach und nach im Laufe mehrerer Wirtschaftsjahre an Dritte veräußert werden oder in das Privatvermögen überführt werden.

2. der Betriebsinhaber den Entschluss zur Betriebsaufgabe lediglich dokumentiert hat. Erforderlich ist die Umsetzung dieses Entschlusses.

3. der Unternehmer die betriebliche Tätigkeit lediglich unterbrochen hat, wesentliche Betriebsgrundlagen oder den Betrieb im Ganzen an einen Dritten verpachtet.

4. der Unternehmer einen Strukturwandel durchführt, der zu einer anderen rechtlichen Einordnung führt (bspw. wenn aus einem Gewerbebetrieb ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb wird).

5. der Betrieb lediglich verlegt wird und der alte und neue Betrieb bei wirtschaftlicher Betrachtung und unter Berücksichtigung der Verkehrsauffassung wirtschaftlich identisch sind. Hiervon ist regelmäßig auszugehen, wenn die wesentlichen Betriebsgrundlagen in den neuen Betrieb überführt werden.

Ermittlung des Betriebsaufgabegewinns

Der Aufgabegewinn wird gesondert vom laufenden Gewinn ermittelt. Gem. § 16 Abs. 2 EStG sind für die Ermittlung des Betriebsvermögens die Bilanzierungsgrundsätze anzuwenden (§ 4 Abs. 1 bzw. § 5 EStG). Ermittelt der Unternehmer seinen Gewinn bislang nach § 4 Abs. 3 EStG (Einnahme-Überschuss-Rechnung), hat er zunächst zur Bilanzierung überzugehen. Die hierbei vorzunehmenden Zu- und Abrechnungen gehören zum laufenden Gewinn.

Der Gewinn wird durch die Differenz zwischen Veräußerungserlösen und Privatentnahmen zum Wert des Betriebsvermögens (Buchwerte) ermittelt. Hiervon sind ggf. noch Aufgabe- bzw. Veräußerungskosten (z.B. Kosten für Notar, Makler, Grundbuch etc.) abzuziehen.

Die nicht veräußerten Wirtschaftsgüter sind in das Privatvermögen zu überführen. Dabei ist der gemeine Wert anzusetzen (§ 16 Abs. 3 Satz 7 EStG). Der gemeine Wert ist der Wert, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr aktuell als Veräußerungspreis zu erzielen wäre (§ 9 BewG).

Veräußerungsgewinne sind laufende Gewinne (und nicht Aufgabegewinn), wenn der veräußernde Unternehmer auch als Erwerber auftritt (§ 16 Abs. 3 Satz 5 EStG). Ist der Veräußerung z.B. an einer Personengesellschaft zu 30% beteiligt, die ein Wirtschaftsgut kauft, ist der hieraus erzielte Gewinn zu 30% laufender Gewinn.

Steuerliche Vergünstigungen

Freibetrag

Für Inhaber kleinerer Betriebe, die zum Aufgabezeitpunkt das 55. Lebensjahr vollendet haben oder im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig sind, wird für den Gewinn aus der Betriebsaufgabe gem. § 16 Abs. 4 EStG ein Freibetrag in Höhe von € 45.000 gewährt. Der Steuerpflichtige muss hierfür einen Antrag stellen. Der Freibetrag wird nur einmal gewährt. Hat ein Steuerpflichtiger also bspw. zwei verschiedene Gewerbebetriebe, kann er wählen, für welche Betriebsaufgabe er den Freibetrag beantragt.

Der Freibetrag ermäßigt sich um den Betrag, um den der Aufgabegewinn € 136.000 übersteigt. Daraus folgt, dass ab einem Aufgabegewinn von € 181.000 kein Freibetrag mehr zu gewähren ist.

Beispiel:

Der Aufgabegewinn beträgt € 150.000. Der zu gewährende Freibetrag verringert sich von € 45.000 auf nur noch € 31.000 (€ 45.000 – (€ 150.000 - € 136.000)).

Bei einer Betriebsaufgabe über zwei Kalenderjahre ist der Freibetrag aufzuteilen (vgl. BMF-Schr. vom 20.12.2005).

Ermäßigter Steuersatz

Aufgabegewinne sind außerordentliche Einkünfte, für die nach § 34 EStG eine ermäßigte Besteuerung gewährt werden kann. Auch diese muss der Steuerpflichtige beantragen.

Hierbei hat er ein Wahlrecht, ob er die Fünftelregelung (§ 34 Abs. 1 EStG) in Anspruch nehmen möchte oder eine Besteuerung mit 56% des Durchschnittssteuersatzes (§ 34 Abs. 3 EStG). 

Der ermäßigte Steuersatz nach § 34 Abs. 3 EStG ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:

1. Gewährung nur einmal im Leben

2. Vollendung des 55. Lebensjahres oder im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig

3. für Gewinne bis € 5.000.000

Gewerbesteuer

Der Gewerbesteuer unterliegen nur Gewinne aus aktiven Gewerbebetrieben. Der Betriebsaufgabegewinn gehört nicht zum steuerpflichtigen Gewerbeertrag (vgl. H 7.1. Abs. 3 GewStR).

HINWEIS

Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.
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